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te wie die Versammlungsfrei-
heit und das Recht auf freie
Meinungsäußerung angreifen
könnte.
Doch demLuxemburger Ju-

stizminister ist die EU−Defini-
tion des Terrorismus offen-
sichtlichsogar zuenggefasst.
Der Rat hatte in seinemRah-
menbeschluss neun Kategori-
en von Straftaten aufgezählt,
die als "terroristisch" gelten
sollen. In der Liste werdenet-
wa Entführung oder Geisel-
nahme, schwerwiegende Zer-
störungen an einer Regie-
rungseinrichtung oder die Be-
einträchtigung der Wasser-
versorgung aufgeführt. I m
Luxemburger Projet de Loi
wird auf eine solche Spezifi-
zierung gänzlich verzichtet.
Stattdessen wurde die Terro-
rismusdefinition an Taten ge-
koppelt, für die das Luxem-
burger Gesetz ein Strafmaß
von mindestens zwei Jahren
Haft vorsieht. "L'option ainsi
retenue dépasse les exigen-
ces contenues àl‘article 1 de
la décision−cadre qui définit
l'acte terroriste par rapport
à une liste li mitée d'infrac-
tions pri maires", heißt es
i m Kommentar des Gesetzes-
vorschlags.
Einerseits sei der Terroris-

mus "susceptible de se mani-
fester par rapport à un éven-
tail plus large d'infractions",
undes müsse verhindert wer-
den, dass "un acte manifeste-
mentinspiréd'une motivation
terroriste puisse ne pas être
puni à ce titre". Andererseits
sei die Zweijahresgrenze
zurückbehalten worden, um
die terroristische Straftat auf
"manifestations cri minelles
d'une certaine gravité" zu be-
schränken.
Anfang Februar hatte das

Europaparlament, das sich
ansonsten gerne besonders
engagiert gibt, wenn es um
die Wahrung der Menschen-
rechte geht, dem Ratsbe-
schluss zugesti mmt − mit
überraschend großer Mehr-
heit (422 Sti mmen dafür, 122
dagegen). Die Tatsache, dass
die ursprünglich vom Rat
noch weiter gefasste Defini-
tion des Terrorismus etwas
eingeengt wurde, reichte of-
fensichtlich den meisten Par-
lamentarierInnen. Leise Kritik
kamlediglich aus demLager
der Grünen und der Vereinig-
ten Linken. Auch die Tatsa-
che, dass dieListe derterrori-
stischen Vereinigungen vom
Rat zusammengestellt wurde,
ohne dass das Europaparla-
ment mitreden konnte, stieß
nur auf wenig Widerstand.
"Bei vertraulichen Papieren
muss der Rat das Europapar-
lament nicht konsultieren",
stellte i m Namen der
Ratspräsidentschaft der spa-
nische Staatssekretär für eu-
ropäische Angelegenheiten
Ramonde Miguel klar. Die Ver-
traulichkeit müsse i m Er-
folgsinteresse der Terror-
bekämpfung gewahrt werden.
Und: "Zum Schutz der eu-
ropäischen Öffentlichkeit
muss hier schnell gehandelt
werden."
Die EnttäuschungimLager

der NGO über die Rückende-
ckung des Rates durch das
Europaparlament war groß.
"Das Parlament hat nun der
Terrorismusdefinition des Ra-
tes offiziell zugesti mmt", so
TonyBunyanvonStatewatch,
der die Anti−Terrormaßnah-

men der EU als Start "eines
Krieges gegen Freiheit und
Demokratie" bezeichnet. Sta-
tewatch kritisierte ebenfalls
die Aufnahme der kurdischen
Arbeiterpartei PKK auf die
EU−Liste der terroristischen
Vereinigungen− diessei nichts
als ein Zugeständnis an den
EU−Anwärter Türkei.
Alleinin Schweden hat das

europäische Anti−Terror−Pa-
ket für weitreichendere Dis-
kussionen gesorgt. Die zweit-
größte Oppositionspartei, die
mitte-rechte "Moderaterna"
kündigte an, die Pläne der so-
zialdemokratischen Regie-
rung zur Umsetzung des EU−
Rahmenbeschlusses nicht zu
unterstützen. Bevor man dem
EU−Text zusti mmen könne,
müsse man wissen, wie die
künftige nationale Gesetzge-
bung auf diesem Gebiet lau-
ten soll, so Fredrik Reinfeldt
von "Moderaterna". Nach ei-
ner hitzigen Debatte sti mmte
das Parlament jedoch am
Mittwoch der Einführung des
europäischen Haftbefehls in
Schwedenzu.

Rückendeckung vom
Europaparlament
"Der Rat hat sich für eine
Wortwahl entschieden, die ei-
ne Balance herstellt zwischen
der effektiven Bestrafung von
terroristischenStraftaten und
der Notwendigkeit, funda-
mentale Rechte und Freihei-
ten zu garantieren", heißt es
indessen in der Schlussfolge-
rung des Rates für Justiz und
Allgemeine Angelegenheiten,
der sich am6. Dezember auf
dieeinheitliche Definitiondes
Terrorismus einigte.
Um dem Protest der Men-
schenrechtsorganisationen
Rechnungzutragen, wurdein
einer Erklärung, die dem ei-
gentlichen Gesetzestext
vorangestellt ist, festgehal-
ten: "Dieser Rahmenbe-
schluss kann nicht dahinge-
hend ausgelegt werden, dass
er Grundrechte oder Grund-
freiheiten wie das Streikrecht
unddie Versammlungs−, Verei-
nigungs− oder Meinungsfrei-
heit, einschließlich des
Rechts mit anderen Gewerk-
schaftenzugründen undsich
zur Verteidigung seiner Inter-
essen Gewerkschaften anzu-
schließen, und des damit zu-
sammenhängenden Demon-
strationsrechts, schmälert
oder behindert."
Eine solche Erklärung sei

jedoch nicht bindend, merkt
Statewatch in seiner kriti-
schen Analyse an. "Mit der
Aufnahme dieser Erklärungin
den Text hat die Zivilgesell-
schaft einige wichtigeKonzes-
sionen gegen die EU−Kommis-
sion und −Regierungen 'ge-
wonnen' ", soStatewatch. Ent-
scheidend sei jedoch der ei-
gentliche Gesetzestext und
wie die Mitgliedstaaten die
Definition in der Praxis um-
setzen. Im Luxemburger Pro-
jet de Loi ist eine solche Er-
klärung über die Garantie der
Grundrechte mit keinemWort
erwähnt.

Danièle Weber

ANTI−TERRORISMUS

Luxemburg ganzvorne,
ganz gründlich

I mRahmen des
EU−Aktionsplansgegen
Terrorismusbekommt
auch Luxemburg sein
Anti−Terrorgesetz.
Sogar schneller als

andere EU−Länder, und
dazu eine besonders
weitgehende Version.

Manche Dinge erledigt die
Luxemburger Regierung
schnell und gründlich. Zu-
sammen mit Belgien, Frank-
reich, Portugal und Spanien
will das Großherzogtum den
europäischen Haftbefehl ein
Jahr früher als vorher an-
gekündigt einführen. Bis zum
1. Januar 2003 soll das neue
Instrument, das europaweit
i mKampf gegen den Terroris-
mus eingesetzt werden soll,
in diesen Ländern in Kraft
treten.
"Wir wollen den Bürgern

unserer Länder zeigen, dass
wir es sehr ernst meinen,
wenn es darum geht, sicher
zu gehen, dass die, die eine
terroristische Straftat began-
gen haben, keine Chance
haben", wurde einer der EU−
Pioniere, der Luxemburger
Justizminister Luc Frieden,
Mitte Februar von BBC News
zitiert.

Seit vergangener Wocheist
Luxemburg nun einen Schritt
weiter in der Umsetzung des
europäischen Aktionsplans
gegen Terrorismus. Am 16.
Mai legte Luc Frieden seinen
Entwurf des Luxemburger An-
ti−Terrorismusgesetzes vor.
Im"projet deloi portant surla
répression du terrorisme et
de sonfinancement" ist eben-
falls die "approbation de la
Convention internationale
pour la répression du finan-
cement du terrorisme" ent-
halten.

Luc Friedensexcès
dezèle
Wichtigster Bestandteil des

neuen Gesetzes: die Definiti-
on dessen, was in Luxemburg
als "acte de terrorisme" gel-
ten soll. Bislang fehlte sie in
den hiesigen Gesetzbüchern,
gesetzlich als Strafbestand

verankert, ist Terrorismus in
der EU lediglich in Deutsch-
land, Frankreich, Großbri-
tannien, Spanien, Italien und
Portugal.
Dass der Luxemburger Ju-

stizminister es besonders
ernst meint mit dem Kampf
gegen den Terrorismus,
schlägt sich i m vorgelegten
Gesetzestext deutlich nieder.
Zur Beschreibung einer terro-
ristischen Straftat wurde
wortwörtlich die Formulie-
rung des Rates übernommen
(siehe Kasten), die dieser
nach längerem Hin und Her
und nach einer Stellungnah-
me des Parlamentes in einer
endgültigen Version erst am
18. April in seinem"Rahmen-
beschluss zur Terrorismus-
bekämpfung" vorgelegt hatte.
Kritik amRatstext hatte es

in den Monaten zuvor zur
Genüge gegeben. Die Definiti-
on des Terrorismus sowie die
einer terroristischen Vereini-
gung sei zu vage, kritisiert et-
wa die NGO Statewatch.
Die Formulierung "grave-
ment inti mider la popula-
tion" könnebeispielsweisege-
gebenenfalls für Protestaktio-
nen, wie siein Göteborgoder
Genua stattfanden, angewen-
det werden. "Will man mit die-
sem Rahmenbeschluss aus-
schließlich den Terrorismus
bekämpfen oder gibt es dafür
weiter gefasste Verwendun-
gen?", fragt Statewatch. Auch
Amnesty International wies
darauf hin, dass die Definition
fundamentale Menschenrech-
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Wer politische, wirtschaftliche odersoziale Strukturen eines Landes"ernsthaft destabilisiert" ist ein Terrorist. Dazu könnten, so
AmnestyInternational, auch Gewerkschaftsaktionengehören. (Foto: gg)

ChapitreIII−1. Duterrorisme
Art. 135−1. Constitue un acte deterrorismetout cri me et délit punissable d' un emprisonnement
d' un maxi mumd' au moins deuxans ou d' une pei ne pl us grave qui par sa nature ou son contexte
peut porter gravement attei nte à un pays, une organisation ou un organismei nternati onal et aété
commisi ntentionnellement dansle but de:
− gravement i nti mider une populati on,
− contrai ndrei ndûment des pouvoirs publics, une organisati on ou un organismei nternational à
accomplir ou à s' abstenir d' accomplir un act quelconque, ou
− gravement déstabiliser ou détruireles structuresfondamentales politi ques, constituti onnelles,
économiques ou sociales d'i n pays, d' une organisation ou d' un organismei nternati onal.


